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Die von den Baselbieter Jungso-
zialisten (Juso) im August 2021
eingereichte Initiative «ÖV für
alle» verstösst gegen das Bun-
desgesetz und ist somit nicht
rechtsgültig. Zu diesem Schluss
kommt jetzt die Baselbieter Re-
gierung.

Die vollständige Entlastung
einer namhaften Bevölkerungs-
gruppe von den Kosten des öf-
fentlichen Verkehrs sei mit dem
Artikel 81aAbsatz 2 der Bundes-
verfassung unvereinbar, teilte die
Baselbieter Regierung gestern
mit.Das Gesetz sieht vor, dass die
Kosten des ÖV zu «einem ange-
messenen Teil durch die von
Nutzerinnen und Nutzern be-
zahlten Preise gedeckt»werden.

Die formulierte Gesetzesiniti-
ative der Baselbieter Jusowar im
August 2021 mit 2000 Unter-
schriften eingereichtworden. Sie
fordert, dass sämtliche Einwoh-
nerinnen und Einwohner des
Baselbiets künftig den ÖV in der
Region kostenlos nutzen können.

Juso zeigen sich
«überrascht»
Gemäss Mitteilung folgt die Ba-
selbieter Regierung der Argu-
mentation des Kantons Freiburg
oder der Städte Bern und Zürich.
Sie hätten ähnlicheVorstössemit
derselben Begründung für un-
gültig erklärt. Die basel-städti-
sche Regierung steht ihrerseits
derVolksinitiative «Gratis-ÖV für
Kinder und Jugendliche» ableh-
nend gegenüber.

Aus Sicht der Baselbieter
Initianten greift der Vergleich
mit anderen Kantonen und
Städten zu kurz. «Dort wurde
ein flächendeckendes Gratis-ÖV-
Angebot vorgeschlagen,wir hin-
gegenmöchten dasTicketsystem
grundsätzlich beibehalten», er-

klärt Clara Bonk, Co-Präsidentin
der Juso Baselland, auf Anfrage.
Lediglich Personen, die nach-
weislich im Kanton wohnen,
würden vom Nulltarif profitie-
ren. «Sie könnten das U-Abo
gebührenfrei beziehen», so Bonk
weiter.

Dass der Regierungsrat die
Initiative nicht validieren und
zur Abstimmung bringen will,
kommt für die Juso-Co-Präsi-
dentin «überraschend».Schliess-
lich habe die Kantonsregierung
in der Waadt kürzlich eine wei-
tergehende Initiative, die einen
flächendeckendenGratis-ÖVzum
Inhalt hat, für gut befunden.

Rückendeckung
von der SP-Nationalrätin
Aus Bonks Sicht spricht der viel
zitierte Verfassungsartikel 81a
Absatz 2 nicht per se gegen einen
solchen Vorschlag. «Vor dem
Hintergrund diesesArtikels kann
man nicht sagen, dass unsere In-
itiative rechtsungültig sei. Dafür
ist derArtikel zu schwammig for-
muliert.»

Bonk verweist auf das Perso-
nenbeförderungsgesetz des Bun-
des, das explizit Tariferleichte-
rungen vorsehe.Nunwerdeman
sich im Baselbieter Landrat da-
für einsetzen, dass die Initiative
zur Abstimmung kommt, so die
Jungsozialistin.

Rückendeckung haben die
Jungsozialisten bereits von der
Baselbieter SP-Nationalrätin Sa-
mira Marti bekommen. Sie zeigt
auf Twitter ihr Unverständnis
über den Entscheid des Regie-
rungsrates und macht unter
anderem klimapolitische Ziele
geltend. «Alles ist billiger als eine
Plus-3-Grad-Erderwärmung.»

Simon Bordier und SDA

Juso sagen Baselbieter
Regierung den Kampf an
ÖV ZumNulltarif Bahn und Bus nutzen:
Diese Initiative der Jungsozialisten ist laut
der Baselbieter Regierung ungültig.

Nina Jecker

Frau de Boer,mit einem Frauen-
anteil von fast 50 Prozent haben
die staatsnahen Betriebe in
Basel-Stadt die Quote von
einemDrittel erneut deutlich
übertroffen. Quoten scheinen
überflüssig zuwerden.
Bis es soweit ist, braucht es noch
viel.Man benötigt von unten auf-
wärts in der ganzen Pipeline der
Führungskräfte ein ausgegliche-
nes Geschlechterverhältnis, da-
mitman auch gleich viele poten-
zielle Kandidatinnen zuoberst
hat. Das ist noch längst nicht der
Fall, obwohl bei den Einstellun-
gen von Mitarbeitendenmit ter-
tiärer Bildung 50 Prozent weib-
lich sind. Mit jeder Beförderung
nimmt derAnteil jedoch ab, und
bei den CEOs sind es dann nur
noch ein Prozent. Die öffentliche
Hand ist der Privatwirtschaft
deutlich voraus, da hier von den
Kantonen schon länger Quoten-
vorgaben bestehen. Im privaten
Bereich ist die Situation jedoch
erst imUmbruch, hier gibt es für
börsenkotierteUnternehmenneu
Richtwerte für Frauenanteile, auf
Stufe Verwaltungsrat beispiels-
weise 30 Prozent. Aktuell liegt
hier der Frauenanteil aber erst
bei 19 Prozent.

Und trotzdem habenwir
Quoten auf höchster Stufe.
Woher sollen die geeigneten
Frauen kommen?
Geeignete Kandidatinnen gibt es
für jede Branche.Abermanmuss,
anders als beiMännern,verstärkt
nach ihnen suchen.Headhunter-
Firmen wie wir sind nur bei
jedem zehnten VR-Mandat in-
volviert, der Rest wird über Net-
working besetzt. Und wenn die
amtierenden Verwaltungsräte
keine potenziellen Kandidatin-
nen in ihrem Umfeld haben,
kommt halt rasch das Gefühl auf,
es gäbe gar keine.

Kritiker sagen oft,
Frauenwollten gar nicht
in Spitzenpositionen.
Dieser Eindruck ist durch ver-
schiedene Faktoren entstanden,
unter anderemdurch die Profes-
sionalität der Frauen, die ihnen
manchmal als Unwille ausgelegt
wird. Frauen sind viel selbstkri-
tischerund schauen genau,ob sie
in einemGremiumviel beitragen
könnten oder nicht, während
Männer es einfach cool finden
und zusagen. Bezüglich VRwird
das Vorurteil der desinteressier-
ten Frauen ausserdem durch ein
interessantes Phänomengenährt.
Es gibt eineHandvoll Frauen, die
in der Wirtschaft bekannt sind,
bereits mehrere Mandate haben
und zum Teil wöchentlich neue
Anfragen bekommen.Diese Kan-
didatinnen sind «overboarded»,
das bedeutet, sie haben keine
Kapazitätenmehr. DieVR-Präsi-
dien rufen also ein paar Frauen
an, erhalten viele Absagen und
schliessen dann daraus, Frauen
würden gar nicht wollen. Dabei
müsste man nur über die weni-
gen bekannten Kontakte hinaus
recherchieren.

IhreAuftraggeber stellen oft
Frauen ein,weil siemüssen.

Bleibt da nicht derVerdacht,
einMannwäre vielleicht besser
qualifiziert gewesen?
Wenn wir bei einem Auftrag
mehrere Sitze gleichzeitig beset-
zenmüssen,machenwir jeweils
gemischte Suchen mit Frauen
undMännern in gleichberechtig-
ter Konkurrenz. Dann bereiten
wir die Unterlagen so auf, dass
nicht klar ist, wer eine Frau und
wer ein Mann ist. Stattdessen
reichern wir die Dossiers durch
digitale Assessments an, denen
wir einen Bericht über die Per-
sönlichkeit beilegen. Da geht es
darum, wie jemand tickt. Wenn
die Kunden dann entscheiden,
wen sie einladen möchten, sind
amEnde oft lauter Frauen in der
Auswahl.

Erstaunlich –was haben sie
denMännern voraus?
Wenn sie in ihrer Karriere schon
soweit gekommen sind, sind sie
in der Regel gleich gut oder bes-
ser qualifiziert als die Männer.
Sie haben gute CVs und von der
Persönlichkeit her Biss und Ehr-
geiz. Vielleicht kommt im Ver-
gleich zu den Männern noch ein

Teamfähigkeitsanteil hinzu, der
sympathisch wirkt und in Ver-
waltungsräten,woman sich nur
selten sieht und gemeinsamhaf-
tet, sehr wichtig ist.

Trotzdemmüssen viele von
ihnen damit umgehen,
als Quotenfrauen bezeichnet
zuwerden.Wie reagiert man
darauf am besten?
Ichwürde das schlicht ignorieren
und von Anfang an hochseriös
im Gremium mitwirken, unbe-
queme Fragen stellen und Un-
terlagen und Informationen ein-
fordern. Von juristischer Seite
her hat die «Quotenfrau» genau
dieselben Rechte und Pflichten
wie all ihre Kollegen, die wegen
ihrer Freund- und Seilschaften
dasitzen.

Karrierefrauenwerden auch
wegen ihresAuftretens
kritisiert. Zumännlich, zu
feminin.Was ist denn nun
richtig?
Es istwissenschaftlich erforscht,
dass Frauen es gar nicht richtig
machen können. Bei starkem
Auftreten wirken sie unsympa-
thisch, derMann hingegen kom-
petent. Das gleiche Verhalten
wird dem Mann also positiv an-
gerechnet, der Frau negativ. Eine
Fraumit Harmonieverhalten gilt
wiederum als nicht durchset-
zungsstark. Damit müssen wir
einfach leben, eswird noch dau-
ern, bis sich das ausgebügelt hat.

Wasmuss eine junge Frau tun,
umvon Ihnen angefragt zu
werden?
Frauen, die sich auf den Karriere-
wegmachen, sollten sich von der
Gesellschaft und ihrem direkten
Umfeld nicht einschränken las-
sen,was das Realisieren ihres Po-
tenzials betrifft. Die häufigste
Hürde ist immernoch dieVerein-
barkeit von Kindern und Karriere.
Dabei ist das doch Blödsinn, ein
Kind hat in der Regel auch einen
biologischen Vater, der seinen
Teil leisten kann. Frauen, die gern
Karriere machen, und das ist so-
wieso dieVoraussetzung fürTop-
jobs, können sich daheim auch
organisieren. Es gibt Hilfen für
den Haushalt, Au-pairs, Tages-
schulen,Kitaplätze undmehr, die
Infrastruktur ist da. Man muss
sie einfach nutzen und sich von
derGesellschaft nicht in die Ecke
drängen lassen,man sei eine Ra-
benmutter. DasWort Rabenvater
gibt es ja auch nicht.

Ist die Babypause das grösste
Problem der Frauen?
Da ist was dran. Eine Frau muss
gar nicht in einer Partnerschaft
sein und einenKinderwunsch ha-
ben, um deswegen benachteiligt
zuwerden.Es reicht dieAngst des
Vorgesetzten davor, dass sie in
eine Babypause gehen könnte.
Männer bekommen zudem bei
Nachwuchs häufig eine Lohner-
höhung,während derFrauenlohn
bei Geburten sinkt. Wir müssen
Strukturen schaffen in unserer
Gesellschaft, in denen Kinder
bekommen nicht mehr ein Ge-
schlecht benachteiligt und das
andere bevorzugt. Eine Möglich-
keit wäre die Einführung von
Elternzeit für beide Geschlechter.

WarumFrauen oft
die bessereWahl sind
Headhunterin zur Basler Frauenquote Esther-Mirjam de Boer berät Firmen auf der Suche nach
Kandidatinnen für Toppositionen. Sie spricht über fiese Vorurteile und Familienplanung.

«Geeignete Kandidatinnen gibt es für jede Branche», ist Esther-Mirjam
de Boer überzeugt.

«Eine Fraumuss
gar nicht in einer
Partnerschaft sein
und Kinder wollen,
um deswegen
benachteiligt zu
werden.»

Bauarbeiter von Zug
erfasst
Münchenstein AmDienstagabend
kam es kurz nach 22.45 Uhr zu
einem tödlichen Arbeitsunfall.
Dies teilt die Baselbieter Polizei
mit. Ein 60-jährigerMann arbei-
tete im Baustellenbereich kurz
vor demBahnhof Dreispitz. Eine
S3, die in Richtung Basel fuhr, er-
fasste ihn.Wie genau es zumUn-
fall kam, ist nach Polizeiangaben
aktuell noch unklar. (red)

Engelberger verteidigt
Bethesda-Übernahme
Basel Die Basler Regierung be-
grüsst die Übernahme des priva-
ten Bethesda-Spitals durch das
Universitätsspital Basel. Sie stelle
eine erstrebenswerten Schritt
der Konzentration im Gesund-
heitswesen dar. So beantwortete
Gesundheitsdirektor Lukas En-
gelberger (DieMitte) imGrossen
Rat eine Interpellation aus den
Reihen der FDP. Von einer «Mo-
nopolisierung» könne nicht die
Rede sein. Die hohe Spitaldichte
in Basel gewährleiste weiterhin
einen guten Wettbewerb im
Gesundheitswesen. Ausserdem
blieben die beiden Spitäler als
eigenständige Institutionen er-
halten. Am Preisgefüge der Spi-
täler und am Belegarztsystem
werde nicht gerüttelt. (sda)

Kantonspolizei will bei
Demos durchgreifen
Basel Die Kantonspolizei Basel-
Stadt will bei Sachbeschädigun-
gen an Demonstrationen künf-
tig konsequenter einschreiten.
Dies hat Justiz- und Sicherheits-
direktorin Stephanie Eymann
(LDP) gestern im Grossen Rat in
Aussicht gestellt. Die gewalttäti-
genVorkommnisse bei der jüngs-
ten Demonstration vom 1. Mai
seien intern vertieft aufgearbei-
tet worden, sagte Eymann in
ihrer Antwort auf eine SVP-In-
terpellation.Rückblickend sei die
Polizeileitung zum Schluss ge-
kommen,dass dasDispositivund
dieTaktik hätten anders gewählt
werdenmüssen.Bei Sachbeschä-
digungen oder bei einemAngriff
auf Personen sollen die Basler
Polizeikräfte künftig konsequen-
ter durchgreifen – dies jeweils
«unterWahrung der Verhältnis-
mässigkeit». (sda)

Nachrichten

Basel Ingvor und Peter Kubli-
Odheim begehen heute ihren
50. Hochzeitstag. Die BaZ
gratuliert ihnen dazu herzlich
und wünscht alles Gute für die
gemeinsame Zukunft. (red)

gratulationen@baz.ch

Glückwunsch

Sie sucht Chefinnen

Esther-Mirjam de Boer ist CEO
und Mitinhaberin der Firma
GetDiversity mit Sitz in Zürich.
Die 54-Jährige sucht im Auftrag
von Firmen Topfrauen für Spitzen-
positionen. In diesem Zusammen-
hang ist sie immer wieder auch
für Unternehmen aus Basel im
Einsatz und wird von der Abteilung
Gleichstellung Basel-Stadt
empfohlen. (ni)
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Katrin Hauser

Selten spricht ein Regierungsrat
imBasler Parlament aus der Sicht
eines Direktbetroffenen. Gestern
jedoch hielt SP-Regierungsrat
Beat Jans ein eindringliches
Votum über die Zukunft seiner
Kollegen – und seine eigene. Die
Frage lautete:Was geschieht mit
einemRegierungsrat,wenn seine
Amtszeit zu Ende ist?

SVP-Grossrat Joël Thüring
wollte für dieses Ereignis eine
«Karenzfrist» – heisst: eineMan-
datspause – einführen. Nach
demAusscheiden aus der Regie-
rung sollmanvier Jahre lang kei-
ne Mandate beim Kanton, bei
vomKanton beauftragtenUnter-
nehmen sowie bei Unternehmen,
die «einen engen Bezug zu den
Bereichen des Kantons haben»,
annehmen dürfen.Thüringwur-
de bei derAusarbeitung desVor-

stosses vonVorfällen in jüngerer
Vergangenheit inspiriert. So
wählte die aktuelle Regierung
Alt-Regierungsrat Hans-Peter
Wessels (SP) kurz nach Ende sei-
nerAmtszeit in denUniversitäts-
rat der Uni Basel. Baschi Dürr

(FDP) hat die Regierung nach
dessen Abwahl in den Verwal-
tungsrat des Universitären Zen-
trums für Zahnmedizin Basel ge-
wählt. Und Christoph Brutschin
(SP) sitzt noch immer imVerwal-
tungsrat derMCHGroup, obwohl
er seit über einem Jahr nicht
mehr Regierungsrat ist.

Thüring sowie die Mitunter-
zeichner Luca Urgese (FDP) und

Lukas Faesch (LDP) können nicht
nachvollziehen,weshalb frühere
Regierungsrätemit einemPosten
in einemAufsichtsgremium«be-
lohnt» werden. Die Regierungs-
räte würden der Öffentlichkeit
ein «unschönes Bild der Befan-
genheit» vermitteln,wenn sie Ex-
Kollegen in Gremienwählen oder
für Beratermandate aussuchen.

Die Perspektive
der Betroffenen
Dieses Argumentarium kommt
bei der Regierung gar nicht gut
an. Der Vorwurf, Mandate und
Ämterwürden aus «Gefälligkeit»
oder als «Belohnung» vergeben,
sei «entschieden zurückzuwei-
sen», sagte Beat Jans.

Erneut fand sich Jans in der
unangenehmen Situation wie-
der, dass er aufgrund seinesAm-
tes in denAusstand tretenmüss-
te. Doch seine Kollegen hätten

ihn gebeten, «die Sicht der Be-
troffenen darzulegen».DieWahl
in den Regierungsrat habe «ein-
schneidendeAuswirkungen» auf
berufliche Karrieren, betont Jans.
DasAmtvereinnahme die Betrof-
fenen stark und schaffe schnell
«grosse Distanz» zur ursprüng-
lichen Tätigkeit. «Gleichzeitig
stehen die Mitglieder des Regie-
rungsrats regelmässig im Fokus
der öffentlichen Diskussion.»
Nach dem Ausscheiden sei «ein
Anknüpfen» an die frühere Lauf-
bahn schwierig.

Auf die BaZ-Nachfrage, wor-
in diese Schwierigkeiten genau
bestünden, schreibt Regierungs-
sprecherMarco Greiner: «Bei der
Wahl in den Regierungsrat wer-
den Menschen aus ihrem ange-
stammten Beruf als Malermeis-
terin, Krankenpfleger, Jurist oder
Bauingenieurin herausgeholt.»
Sie würden dann mehrere Jahre

in einer Position, die wenig bis
gar nichts mit diesem Beruf zu
tun habe, arbeiten. Während-
dessen könnten sie «keine Wei-
terbildungen» besuchen, «keine
Berufserfahrung sammeln», sich
«keinen Kundenstammund kein
Berufsnetzwerk aufbauen» und
würden für ihren Beruf «wich-
tige technologische Entwicklun-
gen» verpassen.

Die FDP zeigte sich
gespalten
Die Mehrheit des Grossen Rats
lehnte die Karenzfrist letztlich
ab. Auffällig war, dass die SP,
LDP, GLP und Mitte sich gross-
mehrheitlich gegen die Motion
stellten – also die Parteien, die
Regierungsratssitze haben.

Parteien ohne Regierungsräte
wie die SVP, die Grünen und die
Basta indeswaren klar dafür. Die
FDP zeigte sich gespalten.

Beat Jans verteidigt Mandate für
Alt-Regierungsräte beimKanton
Die Zukunftsängste der Exekutive AmMittwoch diskutierte der Grosse Rat über eine obligatorische Mandatspause
für ehemalige Basler Exekutivmitglieder. Die Parteien, die Regierungsratssitze haben, bodigten das Anliegen. Die grünliberale Baudirektorin

Esther Keller hat 2021 ein Motto
formuliert: «Begrünen, bewäs-
sern, beschatten» wolle sie die
Stadt, erklärte sie bei ihremAmts-
antritt. Zwar sind seither in Basel
diverse neue Bäume gepflanzt,
aber auch viele Exemplare abge-
holzt worden.

Jetztmuss Keller beziehungs-
weise der Gesamtregierungsrat
aufzeigen, wie künftig Bäume
besser geschütztwerden können.
Der Grosse Rat hat amMittwoch
mit 61 gegen 30 Stimmen einen
entsprechenden Vorstoss von
Andrea Strahm (Mitte) überwie-
sen. Strahmhatte kritisiert, dass
unter anderem amWielandplatz
kürzlich 13BäumederNeugestal-
tung des Platzes weichen muss-
ten. Künftig soll die Exekutive
gemäss demVorstoss bei Bauvor-
haben stets auch prüfenmüssen,
ob Bäumeverpflanzt statt gefällt
werden könnten.

«Faktisch haben Sie keinen
einzigen Baum gerettet»
Dieser Auftrag an die Regierung
sei unsinnig, kritisierte Luca
Urgese (FDP). «Sie können,wenn
Sie dieMotion überweisen, zwar
mit gutemGewissen nachHause
gehen», hielt er demPlenumvor,
«faktisch aber haben Sie damit
keinen einzigen Baum gerettet.
Das können Sie nur in der Ein-
zelfallabwägung tun.»

Sogar Jean-Luc Perret (SP) gab
sich in seinemVotum anfänglich
skeptisch: «Die Mitarbeiter der
Stadtgärtnerei sehen schon heute
vor lauterVorstössen die Bäume
nichtmehr.» Doch er habe kürz-
lich imKantonsblatt gelesen,dass
auf dem Schällemätteli-Areal
drei Bäume der Säge zum Opfer
fallen sollen, «einer davon, eine
Kastanie, ist über 90 Jahre alt.»
Das habe die SP-Fraktion umge-
stimmt. Denn hier liege «genau
so ein Fall vor,wie ihn dieMotion
von Andrea Strahm verhindern
möchte.»

EstherKeller gestand ein, dass
der Baumschutz auch «für die
Bevölkerung hohe Priorität»
habe. Sie plädierte aber für eine
Güterabwägung im Einzelfall.
Diesewerde in den nächsten Jah-
ren ohnehin immer mal wieder
nötig werden, weil das Fern-
wärmenetz ausgebaut wird und
es deshalb regelmässig zu Kon-
flikten mit dem Anliegen des
Baumschutzes kommen dürfte.

Stillschweigend an die Regie-
rung überwiesen hat der Grosse
Rat ausserdemeinenVorstossvon
Pascal Messerli (SVP) undOliver
Thommen (Grüne). Das Duo ver-
langt von der Exekutive unter
anderem, sie solle ein Konzept
zur Entwicklung des Baumbe-
standes ausarbeiten.

Martin Furrer

Bäume sollen
besser geschützt
werden
Regierung in der Pflicht Der
Grosse Rat hat einen
Vorstoss zum Baumschutz
überwiesen.

ANZEIGE

Die erste Schulstunde ist für
manchen Pubertierenden eine
Qual. Denn Heranwachsende
werden auf ihrem Weg ins Er-
wachsenenleben zu Spätstartern,
die erst nachmittags aufblühen
– und abends trotz des Schlaf-
mangels kein Auge zumachen
können. Die Basler SP-Grossrä-
tinnen Franziska Roth und Ale-
xandra Dill wollen deshalb, dass
die Jugendlichen ab der Sekun-
darschule morgens eine halbe
Stunde bis eine Stunde länger
schlafen können. In ihrem Vor-
stoss stützten sie sich auf Stu-
dien, wonach das konstante
Schlafmanko zu einem höheren
Risiko fürDepressionen undver-
mehrten Suizidgedanken führe.

Auch auf die Leistungen habe
die Müdigkeit Auswirkungen.
Forscher hätten festgestellt, dass
wache Schüler bessere Noten er-
reichten, heisst es in derMotion.
Die meisten Kinder und Jugend-
lichen wünschten sich laut Um-
fragen, dass der Schulstart zeit-
lich nach hinten verlegt würde.

Selbst Gymnasiallehrerin
ist gegen späteren Beginn
Nachvollziehbare Argumente –
könntemanmeinen. Ihnen folgte
bei derRatsdebatte amMittwoch
aber nicht mal die Linke ge-
schlossen. Beatrice Messerli
(Grün-Alternatives Bündnis) be-
zweifelt beispielsweise, dass das
längere Ausschlafen zu einem
entspannteren Tag für die Ju-
gendlichen führt. Im Gegenteil.
«Wenn wir den Tagesablauf um
eine Stunde schieben, dann
bleibt noch eine halbe Stunde
Mittagspause.» Die Hausaufga-
ben könnten häufig nicht mehr
vor den Sporttrainings gemacht
werden und würden bis spät-
abends liegen bleiben. Bereits
mit der Schulharmonisierung sei
der Schulstart nach hinten ver-
legt worden,weitere 15 Minuten
hätten es auch getan.Die vonDill
undRothangeregteVerschiebung

um bis zu eine Stunde gehe aber
deutlich zu weit, fand Messerli.

Mit ihrem Anliegen konnten
die Sozialdemokratinnen nicht
mal die Gymnasiallehrerin im
Rat überzeugen – auch wenn
diese morgens ebenfalls in den
Genuss von etwas mehr Schlaf
kommen könnte. Doch Brigitte
Gysin (EVP)meinte, beimUnter-
richtsbeginn auf den veränder-
ten Biorhythmus in der Pubertät
zu fokussieren, sei «einseitig».
«Die Schülerinnen und Schüler
erzählen mir, dass sie bis kurz
vor demSchlafengehen amHan-
dy hängen, es danach gleich ne-
ben das Kopfkissen legen, oder,
noch schlimmer, die ganzeNacht
mit Einschlafmusik in den Oh-
ren schlafen.» So erholeman sich

natürlich nicht. Es sei nicht zu
erwarten, dass die Kinder und
Jugendlichen in einem «Dauer-
hoch» durch den Schultag segel-
ten,wenn siemorgens etwas län-
ger schlafen dürften, sagte Gysin.

Pilotversuche sollten
möglich sein
Widersprüchlichkeit warf SVP-
Grossrätin Jenny Schweizer der
SP vor. So würde die Linke den
Ausbau derTagesstrukturen be-
fürworten,woman frühmorgens
seine Kinder hinbringen könne,
die dann unter Schlafmangel lit-
ten, reizbar würden und gele-
gentlich ADHS-Symptome ent-
wickelten. Immerwieder ins Feld
geführt wurde auch, dass ein
späterer Schulstart die Berufs-

lehre weiter schwäche – was
nicht im Sinn der angestrebten
Stärkung der dualen Bildung sei.

Trotzdem hatte Erziehungs-
direktor Conradin Cramer (LDP)
empfohlen, dieMotion, die letzt-
lich klar abgewiesen wurde, zu
überweisen – ein Hoffnungs-
schimmer für Roth und Dill. Sie
zeigten sich einerseits nach der
Debatte ernüchtert. Dill ärgerte
sich darüber, dass Erwachsene
«von oben herab über Jugendli-
che urteilten». Und Roth war
«baff» ob des Widerstands im
Rat. Andererseits meinte sie mit
Verweis auf Cramers Empfeh-
lung: «Ich denke, Pilotversuche
sollten möglich sein.»

Leif Simonsen

Den Jugendlichen wird das Ausschlafen nicht gegönnt
Bildung Die Basler SP will, dass die Schule ab der Sekundarstufe mindestens eine halbe Stunde später beginnt.
Doch die Mehrheit des Grossen Rats findet, dass die Probleme damit nicht gelöst würden.

Besonders in der Pubertät werden die ersten Schulstunden oft zur Tortur. Foto: Gaetan Bally (Keystone)

«Schülerinnen und
Schüler erzählen
mir, dass sie bis
kurz vor dem
Schlafengehen am
Handy hängen.»

Brigitte Gysin (EVP)
Gymnasiallehrerin Greifengasse, gegenüber Manor
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